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Kunstrecht – ein Rechtsgebiet mit vielen Facetten 
Das Kunstrecht hat sich in den letzten 25 Jahren als eigenständige Rechtsdisziplin etabliert. An den Universitäten  

werden heute Studiengänge zum Kunstrecht angeboten. Anspruchsvolle Rechtsfragen beschäftigen nicht nur  
die Wissenschaft und die Anwälte, sondern auch die staatlichen Gerichte und zunehmend auch Schiedsgerichte.

Marc Weber, wie kamen Sie zum Kunstrecht?
Schon im Gymnasium interessierten mich Kunst, 
Geschichte und Kunstgeschichte. Nach Abschluss 
des Jusstudiums suchte ich ein Dissertationsthe-
ma an der Schnittstelle von Kunst und Recht. Ich 
hatte das Glück, beim wohl bedeutendsten Kunst-
rechtler in Europa, Professor Kurt Siehr, zu pro-
movieren. Als Doktorand war ich Submitglied der 
Bergier Kommission. Später studierte ich bei Pro-
fessor John Henry Merryman an der Stanford Law 
School, dem Begründer des Kunstrechts in den USA.

Welche Rechtsprobleme tauchen in 
der Praxis am häufigsten auf?
Es sind vor allem Haftungsfragen beim Verkauf von 
falsch zugeschriebenen oder gefälschten Kunstwerken. 

Was auch ausländische Juristen kaum glauben: Die Auk-
tionshäuser können nach schweizerischem Recht die 
Haftung für die Echtheit der Kunstwerke bei der Verstei-
gerung ausschliessen. Dies sogar dann, wenn sie grobfahr-
lässig handeln, wie beispielsweise ein Objekt krass un-
sorgfältig überprüfen. Steht in den Auktionsbedingungen 
beziehungsweise in den Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen, dass sie im Namen und auf Rechnung des Einliefe-
rers Kunst versteigern, dann haften sie überhaupt nicht, 
sondern der enttäuschte Käufer muss gegen den Ein-
lieferer klagen. Legt das Auktionshaus die Identität des 
Einlieferers nicht offen, hat man als Kläger ein Problem. 

Und der illegale Handel mit Antiken? 
Die Schweizer Behörden nehmen diese Misere sehr 
ernst und handeln den internationalen Abkommen 
entsprechend rigoros. Sie geben illegal im Ausland 
ausgegrabene und deshalb unterschlagene archäologi-
sche Kulturgüter, die unrechtmässig in die Schweiz ge-
langen, an die ersuchenden Staaten zurück. Das weckt 
Begehrlichkeiten: Die Schweizer Behörden wollten 
2019 einem italienischen Rechtshilfegesuch Folge 
leisten und ein angeblich teilweise von Leonardo Da 
Vinci geschaffenes Ölgemälde in Privateigentum he-
rausgeben, weil es ohne Ausfuhrerlaubnis aus Italien 

zurück in die Schweiz gebracht wurde. Das Bild kam 
aus der Schweiz nach Italien für eine Expertise; nach 
wenigen Stunden wurde es zurück in die Schweiz ge-
bracht. Erst das Bundesgericht stoppte die italienische 
Justiz, und das Gemälde blieb in der Schweiz. Un-
abhängig davon wurde meine Klientin vom höchsten 
Gericht in Italien wegen Verletzung von italienischem 
Kulturgüterrecht zu einer Gefängnisstrafe verurteilt.           

Wie steht es mit Nazi Raubkunst?
In der Schweiz wurden in den letzten Jahren in meh-
reren Fällen Einigungen im Sinne der Washingtoner 
Richtlinien erzielt. Diese Empfehlungen sind nicht 
bindend und können vor einem staatlichen Gericht 
nicht durchgesetzt werden. Zudem fallen Kunstwer-
ke in Privateigentum nicht unter die Empfehlungen, 
ebenso wenig – nach schweizerischer Rechtsauffas-
sung – sogenanntes Fluchtgut, also Vermögenswerte, 
die von den Eigentümern ins nicht besetzte Ausland 
in Sicherheit gebracht werden konnten und weiterhin 
ihrer freien Verfügung unterstanden. Andere Län-
der sehen Letzteres anders und haben zudem Ex-
pertengremien eingesetzt, die solche Fälle beurteilen 
und eine «faire und gerechte» Lösung finden sollen. 
In der Schweiz fehlt bis heute eine solche Instanz.

Sind die staatlichen Gerichte mit Kunst-
rechtsfällen nicht überfordert?
Es kommen nur wenige Fälle vor den Richter, aber 
aus anderen Gründen. Staatliche Gerichtsverfahren 
über drei Instanzen können bis zehn Jahre dauern. 
Sind sich beide Parteien einig, kann man Schiedsge-
richte (private Gerichte) anrufen. 2018 wurde in Den 
Haag der Court of Arbitration for Art ins Leben ge-
rufen. Schiedsgerichtsverfahren sind zwar kürzer, aber 
nicht unbedingt billiger – im Gegenteil, denn auch die 
Schiedsrichter werden nach Anwaltstarif entschädigt.

Was denken Sie über den Hype der 
Non-Fungible Tokens (NTF)
Vor allem jüngere Anleger investieren vermehrt in 
digitale Kunst. Sie kaufen nicht das gesamte Kunst-
werk, sondern nur einen Bruchteil davon. Die Eigen-
tumsnachweise werden dezentral auf einer Blockchain 
gespeichert. Kann man den Kaufpreis namentlich 
mit Ethereum bezahlen, sind Kryptowährungsplatt-
formen in Sachen Geldwäscherei sicherlich gefor-
dert. Trotzdem: der Trend zeigt klar in Richtung 
Zweiteilung des Marktes – in einen traditional-
len Kunstmarkt und in einen Markt für NTF. 
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Rechtlicher Rahmen der Unternehmens- 
verantwortung in der Schweiz

Vor genau einem Jahr tobte ein Herbststurm der besonderen Art durch die Schweiz: Die «Konzernverantwortungsinitiative» (KOVI) zeichnete ein düsteres Bild 
rücksichtslos agierender Schweizer Unternehmen und versprach Abhilfe durch extensive und mit strengen Haftungsregeln bewehrte Sorgfaltspflichten. 

D er KOVI stand ein gemässigter Indirekter 
Gegenvorschlag gegenüber, welcher sich an 
bereits bestehenden Regularien der EU in den 

Bereichen der nicht-finanziellen Berichterstattung 
sowie Sorgfaltspflichten betreffend Konfliktminera-
lien sowie einem verabschiedeten niederländischen 
Gesetz zur Bekämpfung der Kinderarbeit in der Liefer-
kette orientierte. Die KOVI scheiterte in der Volks-
abstimmung vom 29. November 2020 bekanntlich am 
Ständemehr, wodurch der Indirekte Gegenvorschlag 
angenommen wurde. Das Thema verschwand danach 
zwar etwas aus dem Fokus der öffentlichen Bericht-
erstattung, die Gesetzgebungsarbeit aber ging weiter. 

Stand der Gesetzgebungsarbeiten
Eine Bemerkung vorab: Der Indirekte Gegenvorschlag, 
welcher aus einer Ergänzung des Obligationenrechts 
sowie einer neuen Strafnorm besteht, ist noch nicht 
in Kraft. Dies v.a. deshalb, weil die Ausarbeitung der 
ergänzenden Verordnung mit dem sperrigen Kürzel 
«VSoTr» nach Abschluss der Vernehmlassung am 14. 
Juli 2021 angesichts der Flut von Eingaben immer 
noch im Gang ist. Die neuen Gesetzesbestimmungen 
und die VSoTr dürften somit frühestens im Q1/2022 
in Kraft treten. Effektiv anwendbar werden die neu-
en Pflichten erstmals für das Geschäftsjahr, welches 
ein Jahr nach Inkrafttreten des neuen Rechts beginnt. 
Das neue Unternehmensverantwortungsrecht in der 
Schweiz hat zwei Stossrichtungen: Schaffung von 
Transparenz sowie Einführung von Sorgfaltspflichten.

Berichterstattung zu nicht- 
finanziellen Belangen
Transparenz soll durch Einführung einer Berichterstat-
tungspflicht bezüglich sog. «nicht-finanzieller Belange» 

geschaffen werden. Diese Pflicht trifft nur «Gesellschaf-
ten des öffentlichen Interesses» im Sinne des Revi-
sionsaufsichtsgesetzes, welche zusätzliche quantitative 
Kriterien erfüllen (mindestens 500 Vollzeitstellen im 
Jahresdurchschnitt sowie entweder eine Bilanzsumme 
von mindestens CHF 20 Mio. oder einen Umsatzerlös 
von mind. CHF 40 Mio. jeweils in zwei aufeinanderfol-
genden Geschäftsjahren). Darzustellen ist – vereinfacht 
gesagt – die Wechselwirkung zwischen dem Unterneh-
men und den im Gesetz aufgeführten «nicht-finanziel-
len Belangen» (Umwelt; Soziales; Arbeitnehmerrechte; 
Menschenrechte; Korruptionsbekämpfung), welche für 
ein Unternehmen relevant sind. Die Berichterstattung 
muss aus zwei Gesichtswinkeln erfolgen: Im Sinne ei-
ner «outside-in»-Perspektive ist darzustellen, inwiefern 
sich «nicht-finanzielle Belange» auf die Geschäftstätig-
keit des Unternehmens auswirken können, was der klas-
sischen Risikoberichterstattung entspricht. Zusätzlich 
ist im Sinne einer «inside-out»-Perspektive zu zeigen, 
welche Auswirkungen die eigene Geschäftstätigkeit 
einschliesslich (soweit relevant) der damit verbundenen 
«Geschäftsbeziehungen» (also: der gesamten Wert-
schöpfungskette) auf «nicht-finanzielle Belange» haben. 

Sorgfaltspflichten hinsichtlich Kon-
fliktmineralien und Kinderarbeit
Hinsichtlich der Sorgfaltspflichten verfolgt die Schweiz 
durch Fokussierung auf die Themen Konfliktminera-
lien und Kinderarbeit einen risikobasierten Ansatz. Im 
Unterschied zur umfassenden Berichterstattungspflicht 
zu «nicht-finanziellen Belangen» ist der Geltungsbe-
reich der Sorgfaltspflichten weit gefasst: Diese Pflichten 
gelten für alle Unternehmen mit Sitz, Hauptverwal-
tung oder Hauptniederlassung in der Schweiz, unter 
Ausklammerung von KMUs. Als KMUs gelten gemäss 
VSoTr Unternehmen, welche in zwei aufeinanderfol-
genden Geschäftsjahren zwei der folgenden Grössen 
unterschreiten: (1) Bilanzsumme von CHF 20 Mio., (2) 
Umsatzerlös von CHF 40 Mio. und (3) 250 Vollzeit-
stellen im Jahresdurchschnitt. Hinsichtlich der Sorg-
faltspflichten ist zentral, dass diese als Prozesspflichten 

mit klarer Zielsetzung (z.B. Beseitigung von Kinder-
arbeit) formuliert sind, die Erreichung dieser Ziele 
aber nicht voraussetzen: Es handelt sich dementspre-
chend um Bemühens- und nicht um Erfolgspflichten. 

Wirksamkeit trotz fehlender Haftungsnorm
Folgerichtig fehlt in den neuen Gesetzesbestimmungen 
denn auch eine separate Haftungsregelung für die Ver-
letzung von Menschenrechten, wie dies die KOVI ge-
fordert hatte. Der deshalb erhobene Vorwurf, die neuen 
Gesetzesbestimmungen seien ein zahnloser Papier-
tiger, ist gleichwohl unberechtigt: Die bei Verletzung 
der mit den Sorgfaltspflichten gekoppelten Berichts-
pflichten (also bei fehlender oder falscher Bericht-
erstattung) anwendbare Strafnorm ist zwar technisch 
nur als Übertretungstatbestand (Busse) ausgestaltet, 
zielt aber auf das «oberste Leitungs- oder Verwaltungs-
organ» (in der AG: der Verwaltungsrat) als Träger der 
Berichtspflicht. Erfahrungsgemäss wird ein Verwal-
tungsrat alles daransetzen, eine strafrechtliche Verurtei-
lung und einen Eintrag im Strafregister zu vermeiden. 

Handlungsempfehlung 
Viele praktisch relevante Fragen zur konkreten Aus-
gestaltung der Sorgfaltspflichten, einschliesslich der 
Ausnahmeregelungen, sind Gegenstand der VSoTr, 
deren finale Fassung zurzeit noch aussteht. Gleichwohl 
sind Unternehmen, welche von den neuen Regeln ent-
weder unmittelbar (als Normadressaten) oder mittelbar 
(als Zulieferer von Normadressaten) betroffen sind, gut 
beraten, die Zeit aktiv zu nutzen, um ihre Geschäfts-
prozesse unter Aspekten der verantwortungsvollen 
Unternehmensführung einer kritischen Überprüfung 
und – falls erforderlich – Anpassung zu unterziehen.
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